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m;iit dem Beitritt der DDR zum 
Geltungsbereich des Grund

gesetzes enden die Hoheitsgewalt 
dieses Staates, seine Rechtsord
nung und die Existenz seiner staatli
chen Organe. Staats- und völker
rechtlich wird ein solcher Vorgang 
als Untergang eines Staates be
zeichnet, Dies bedeutet, daß die 
von der DDR geschlossenen Ver
träge mit anderen Staaten enden 
und die Mitgliedschaft in internatio
nalen Organisationen erlischt, ohne 
daß daraus irgendwelche Verpflich
tungen auf dem Wege der Staaten
nachfolge für den gesamtdeut
schen Souverän entstehen.

Durch die feste Einbindung der 
deutschen Vereinigung in den ge
samteuropäischen Stabilisierungs
prozeß entstehen jedoch für die je t
zige Bundesrepublik und das 
spätere vereinigte Deutschland er
hebliche Kosten, die den übrigen 
Kosten der deutschen Einheit hinzu
zurechnen sind. Im deutschen Eini
gungsvertrag wurde festgeschrie
ben, daß die gewachsenen außen
wirtschaftlichen Beziehungen der 
DDR, insbesondere die bestehen
den vertraglichen Verpflichtungen 
gegenüber den Ländern des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe, 
Vertrauensschutz genießen. Mit die
ser Erklärung hat Bonn pauschal 
die DDR-Verpflichtungen gegen
über den COMECON-Ländern 
übernommen.

Einen besonderen Stellenwert er
halten dabei die Verpflichtungen ge
genüber der Sowjetunion -  zum ei
nen dem größten Handelspartner 
der DDR und zum anderen der Sie
germacht, die in der DDR starke mi
litärische Präsenz zeigt. Während 
die Liefer- und Bezugsverpflichtun
gen der DDR in einen neuen langfri
stigen deutsch-sowjetischen W irt
schaftsvertrag eingebettet wurden, 
sind die Folgen der Umstellung auf 
die D-Mark für die in der DDR statio
nierten sowjetischen Truppen in ei
nem Überleitungsabkommen gere
gelt. Es handelt sich dabei sowohl 
um die Kostenbeteiligung für die
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Stationierung als auch um die Fi
nanzierung des Wohnungsbaus für 
die heimkehrenden sowjetischen 
Soldaten und ihrer Umschulung auf 
zivile Berufe in den nächsten vier 
Jahren. Insgesamt soll die Bundes
regierung 13 Mrd. DM zur Verfügung 
stellen.

Der aufwendigste Punkt dieses 
Abkommens ist das verlangte Woh
nungsprogramm. Von sowjetischer 
Seite wurde unmißverständlich 
deutlich gemacht, daß der Bau aus
reichenden Wohnraums für rück
kehrende Soldaten zwingende Vor
aussetzung dafür ist, die deutsche 
Vereinigung und den Abzug der Ro
ten Armee aus der DDR innenpoli
tisch durchsetzbar zu machen. 
Schließlich will auch der Oberste 
Sowjet den Zwei-plus-Vier-Vertrag, 
der dem vereinigten Deutschland 
volle Souveränität zurückgibt, nicht 
ratifizieren, bevor die deutsche Wirt- 
schatts- und Finanzhilfe perfekt ist.

Unterschrittsreif ist auch der neue 
deutsch-sowjetische Wirtschatts- 
vertrag mit einer Laufzeit von 20 
Jahren, mit dem der Moskauer Ver
trag von 1970 auf die Gegebenhei
ten Gesamtdeutschlands erweitert 
werden soll. Vorgesehen ist eine

umfassende Zusammenarbeit in 
Wirtschatt, Industrie, Wissenschaft 
und Technik. Besonders gefördert 
werden soll die Modernisierung der 
sowjetischen Industrie und Land
wirtschaft, die Konversion von Rü
stungskapazitäten auf zivile 
Zwecke, die Drittland-Kooperation 
sowie die Aus- und Weiterbildung 
sowjetischer Fach- und Führungs
kräfte. Ferner sichert die Bundesre
gierung makroökonomische Bera
tung und -  in Zusammenwirken mit 
der EG -  den Abbau von Handels
hemmnissen zu.

Ein neues und wichtiges Merkmal 
des Wirtschaftsvertrages ist, daß 
sich die umfassende Zusammenar
beit unter marktwirtschaftlichen Be
dingungen vollziehen soll. Dies 
setzt eine Systemtransformation in 
der Sowjetunion voraus. Obwohl 
der radikale Übergang zur Markt
wirtschaft mittlerweile auch in ei
nem politischen Programm gefor
dert worden ist, bleiben die Aussich
ten für eine gesamtsowjetische Sy
stemtransformation gering. Vordem 
Hintergrund der sich zuspitzenden 
Nationalitätenkonflikte und Selb
ständigkeitsbestrebungen einzel
ner Republiken und autonomer Ge
biete sowie abweichender sozialpo
litischer Akzeptanz der System
transformation ist eher zu erwarten, 
daß die einzelnen Republiken durch 
unterschiedliche Transformations
prozesse ihre Wirtschatt zu sanie
ren versuchen werden.

Trotz aller Unterschiede sind die 
historischen Parallelen verblüffend: 
Lenin finanzierte mit deutschem 
Geld seine Revolution und ver
sprach sich von deutschen Gefolgs- 
genossen eine rasche Ausbreitung 
der marxistischen Ideologie in Eu
ropa. Gorbatschow will die neueste 
deutsche Revolution und die bevor
stehende deutsche Vereinigung nut
zen, um seine Perestrojka zu retten 
und den politischen und ökonomi
schen Anschluß der Sowjetunion an 
Europa zu sichern und zu beschleu
nigen.
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